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Die Stadtgemeinde Zell am See forderte auf Grund der nicht 

mehr zeitgemäßen Infrastruktur der Bahnanlagen in Zell am 

See - insbesondere im Hinblick auf ihren Ruf als Fremdenver­

kehrsmetropole - wiederholt und vehement bauliche Ver­

besserungen wie z.B. höhere Bahnsteige, die Absiedelung des 

Gütermagazins und die Sanierung der Verkehrsstelle Tischler­

häusl. 

Schon anläßlich der Errichtung der neuen Wagenwerkstätte in 

Tischlerhäusl (1988 - 1989) wurde zur Behebung der kritisier­

ten Zustände eine Gesamtplanung für beide Verkehrsstellen er-. . 
stellt. Die Vergabe der Schiweltmeisterschaften 1991 an Saal-

bach war der auslösende Moment für den raschen Umbau, wobei 

das Vorhaben zu diesem Zeitpunkt mit 150,95 Mio S veranschlagt 

wurde. 

Im Zuge der Detailplanung zeigte es sich, daß mit dem vorange­

führten Umbau weitere Baumaßnahmen (u.a. erforderliche Er-

haI tungsarbei ten, Ausgestaltung des Bahnhofs Zell am See zu 
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einem attraktiven Reise- und Kommunikationszentrum) gl~ichzei­

t~g durchzuführen sind, um einen verlorenen Bauaufwand zu ver­

meiden und die Beeinträchtigung der Region Zell am See durch 

Bauarbeiten mög1ichs~ kurz zu halten. 

Im Zuge des Behördenverfahren!? und der Konsensfindung init der 

Stadtgemeinde Zell am See mußten weitere Projekt$ver~ 

größerungen in Kauf g~nommen werdeQ. Sie betrafen insbesondere 

qen Personentunnel mit seeseitigem Ausgang bzw. seine Verläp­

gerung unter dem Bahnhofsgebäude zum Stadtplatz, eine den In­

teressen der Stadt Zell am See entsprechenq~ Ausgestaltung des 

Bahnhofvorplatzes, Anlagen auf der Schinals1?urstrecke für einen 

Stadtverkehr von Zell am See zum Golfplatz sQwie Umwelt­

schutzmaßnahmen in Zell am See und Tischlerhäusl. 

Die Bahnsteigüberdacnung besteht aus einem Hallendach (Gesamt­

länge rd. 50 m) über den Aufgängen aus der Passage und den 

Personenliften, zum überwiegenden Teil jedoch aus herkömmli­

chen Einzeldächern über dem Haus- und dem Inselbahnsteig. 

Gro~flächige Bahnstei~überdachungen bedeuten vor allem eine 

wesentliche Romfortsteigerung gegenüber Eihzeldächern, die 

gegen SchI ag regen und Schneetreiben nur ungenügend Schutz bie­

ten und nicht verhindern können, daß die Bah~ßteigkanten ver­

eisen und Schnee in die Tunnelabgänge gelangt. 

aei der Durchführung aller integrierten Arbeiten sind somit 

Mehrkosten in der Höhe von 97,695 Mio S gegenüber der Erst­

plan~ng (150,95 Mio 5) angefallen. 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: 
"Hat es zum Zeitpunkt des Baubeginnes einen Gesamtplan für 
alle baulichen und sonstigen Maßnahmen im Bereich des Sahnho­
fes Zell am See gegeben?" 

Ja, aber die Detailplanung war zu diesem Zeitpunkt noch nicht 

abgeschlossen. 
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"Welche Umplanungen wurd~n im Lp.ufe der Bauaus;f:üh,rung vorge­
nQmmen?" 

Umplanungen mußten insbesondere auf Wun~ch der Geb~etskö~per­

schaften bezüglich PersonentuQnel (see- und stadtseitigef Au~­

gang), Sahnhofvorplatz und Bahnsteigdach (Verkleinerung der 

Gesamtüberdachung) vorgenommen werden. 

Zu Frage 3: 
"Welche Kostensteigerungen haben sich daraus ergeben?" 

Durch Umplanungen primar im Zuge des Behördenverfanrens und 

der Konsensfindun~ mit den Gebietskörperschaft~n (Projektser­

weiterungen und gleichzeitige Ausführung aller integrierten 

Arbei ten wie Bahnhofsverbesserung, Erhal tungsarb~~ t,en) ergaben 

sich Mehrkosten von 97,695 Miö S. 

Zu Frage 4: 
"Mit welchen Gesamtkosten wurde für Sanierung und Umbau des 
Bahnhofes Zell ~m See vOr Baubeginn gerechnet?" 

Vor Baubeginn, der wegen der Schiweltmeisters~haften 199t in 

Saalbach sehr kurzfristig angesetzt wurde, war mit Kosten von 

150,95 Mio S zu rechnen. 

Zu Frage 5: 
"Wie hoch waren die tatsächlichen Gesamtkosten für Sanier~ng 
und Umbau des Bahnhofes Zell am See?" 

Die Gesamtkosten für den Umbau Zell am See (einschließlicq der 

integrierten Arbeiten) betragen 248,645 Mio S. 

Zu Frage 6: 
"Welche Gründe waren für die Kostenüberschreitung maßgeblich?" 

Außer den in Fragepunkt 3 genannten Gründen insbe~öndere noch 

SaUkostensteigerungen während der Bauzeit sowie Materi~l­

kostenverteuerungen. 
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Zu Frage 7: 
"Welche einzelne Bauvorhaben (Hoch- und Tiefbau) mit einem 
Bauvolumen von mehr als 100 Millionen Schilling wurden in den 
letzten 4 Jahren von der öBB fertiggestellt?" 

1987 wurde der Neubau der Zugförderungslei tung Wi~n FJB mi,t 

einem Investitionsvolumen von 197,350 Mio S fertiggestellt. 

Zu FragELlU 
"Wie verhalten sich bei diesen Pro~ekten die ursprünglich ge­
planten Kosten zu den tatsächlichen Gesamtkosten im ein~el ... \ 
nen?" 

Das Vorhaben wurde auf Preisbasis 15.9.1982 mit Gesamtkosten 
in der Höhe von 172 Mio S geschätzt. 1m De&ember 1986 wurden 
die Kosten auf 198 Mio S korrigiert. 

Zu Frage 9: 
"Welche Gründe waren im einzelnen bei den jeweilig~n Proj~kten 
für die Nichteinhaltung der ursprünglich geplahten Kosten map­
gebl ich? 11 

Die Kostenerhöhung VOn rd. 26 Mio S resUltlertaus der Preis­

steigerung mit ca. 20 Mio S (1.9.1982 - 31.12.1,986) sowie aus 

Fundierungsarbeiten für eine spätere Uberbauung mit 5,4 Mio S. 

Letztere Kosten sind jedoch vom späteren Uberbauer den ÖBBzu 
refundieren. 

Wien, am~O. September 1991 

~ aundesminiSrer 

i/~ 
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